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1. AUSGANGSLAGE 

1.1 Projektveranlassung 
Die Fliessgewässer im Siedlungsraum der Gemeinde Glarus Nord sind vielerorts stark verbaut. 
Aufgrund des speziellen Glarnerischen Wasserrechts gibt es keine öffentlichen Gewässer und 
die Ufer sind mehrheitlich in Privatbesitz. Art. 54 des Raumentwicklungs- und Baugesetzes 
vom 2. Mai 2010 schreibt vor, dass für Bauten und Anlagen grundsätzlich ein so grosser Ge-
wässerabstand einzuhalten ist, dass bei Eingriffen in das Gewässer dessen natürlicher Verlauf 
beibehalten oder wiederhergestellt werden kann. 

Vor der Gemeindestrukturreform haben die "alten" Gemeinden diese Sonderregelungen sehr 
unterschiedlich angewendet, beaufsichtigt und kontrolliert. Deshalb sind entlang der Gewässer 
heute sehr unterschiedliche Verbauungsarten und Ufergestaltungen anzutreffen.  

Den "neuen" Gemeinden werden laufend Baugesuche zur Sanierung bestehender oder zur Er-
stellung neuer Verbauungen eingereicht. Es ist ein Anliegen, alle diese Gesuche gleich zu be-
handeln, was angesichts der grossen Vielfalt bei den Ausgangslagen sehr schwierig ist.  

Im Sinne einer Effizienzsteigerung soll eine Empfehlung (ein Leitfaden) über die zulässigen 
Verbauungen im Siedlungsraum von Glarus Nord erarbeitet werden, welche auf der Basis des 
Ist-Zustands erarbeitet wird.  

1.2 Perimeter und Abgrenzungen 
Der Perimeter umfasst die Siedlungsräume Niederurnen, Oberurnen, Näfels und Mollis der Ge-
meinde Glarus Nord (ohne Bilten und ohne Kerenzen), insbesondere rund 27 km relevante 
Bachabschnitte. 

 

Abbildung 1: Perimeter mit betrachteten Bachabschnitten (blau)  

Die relevanten Gewässerabschnitte wurden durch die Gemeinde festgelegt. 
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2. SITUATIONS- UND ZUSTANDSANALYSE 

2.1 Bestandesaufnahme 

2.1.1 Methodik 

Anhand einer Musterstrecke, welche als Referenz diente, wurden einheitliche Beurteilungskri-
terien definiert. Zwingende Beurteilungskriterien waren: 

• Art des Uferverbaus (verfugt, unverfugt, unverbaut/natürlich, Holzverbau) 
• Böschungsneigung (steil = > 1:1, mittel = 1:1-1:2, flach = < 1:2).  

Im Nahbereich des Gewässers (bis ca. 5 m von Böschungsoberkante entfernt) wurden zudem 
die wichtigsten der folgenden Eigenschaften beurteilt: 

• Bodenbedeckung (befestigt, unbefestigt, Einzelbüsche, Bestockung mehr als 25% 
• Hochbauten (Dauereinrichtung oder Kleinbauten) 
• Einfriedung (dicht oder undicht) 

Sonderfälle (wie z.B. Steinkörbe, Eternitplatten) wurden als Bemerkung ergänzend erfasst.  

2.1.2 Beurteilung und Klassierung der Uferverbauungen und -gestaltung 

Die Bestimmung der Attribute im Nahbereich war teilweise schwierig. Es wurde versucht, Ab-
schnitte von mindestens je 20m Länge gemäss den wichtigsten Eigenschaften einheitlich zu 
definieren. 

Als unbefestigte Flächen wurden nur naturnahe Gartenanlagen und Wiesen beurteilt.  
Teer-/Asphaltbeläge, Kiesplätze/-strassen und künstliche Gartenanlagen wurden dagegen als 
befestigt eingestuft. 

Die Art des Uferverbaus war nicht immer eindeutig erkennbar, da ältere, möglicherweise 
künstliche Verbauungen mittlerweile einen sehr natürlichen Eindruck machen oder von der 
Vegetation überwuchert sind. 

Bei der Beurteilung der Eigenschaften musste teilweise nach Ermessen klassiert werden, da 
eine eindeutige Zuweisung schwierig war, respektive der Abschnitt zu kurz, die Böschungsnei-
gung zu uneinheitlich, etc.  

2.1.3 Dokumentation und Plandarstellung 

In einem einfachen GIS Datenmodell wurde der Ist-Zustand erfasst und grafisch dargestellt.  

 

Abbildung 2: Bsp der grafischen Darstellung von Erhebungsresultaten (Originalformat A3) 
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2.1.4 Resultate und Erkenntnisse 

Die Erhebungen zeigen, dass sich kaum "typische" Gewässerabschnitte definieren lassen, über 
welche jeweils eine einheitliche Behandlung resp. Beurteilung von Anlagen im Nahbereich des 
Gewässers vorgegeben werden kann.  
Das angestrebte Ziel, auf Basis des Ist-Zustands eine Empfehlung (einen Leitfaden) über die 
zulässigen Verbauungen im Siedlungsraum von Glarus Nord zu erarbeiten, hat sich deshalb als 
unrealistisch herausgestellt. 

Um dennoch der Gemeinde eine Entscheidungshilfe bieten zu können, wurde ein Leitfaden auf 
Basis der geltenden Gesetzgebung und ein entsprechendes Flussdiagramm entworfen. 

 

 

 
3. LEITFADEN 

3.1 Rechtsgrundlagen 
Der Leitfaden enthält eine nicht abschliessende Auflistung der massgebenden Gesetze und 
Verordnungen, die den Uferstreifen, den Gewässerraum sowie Uferverbauungen und den 
Hochwasserschutz betreffen. 

3.1.1 Zuständigkeiten und Verfahren 

Das Gewässerschutzgesetz vom 24. Januar 1991 schreibt vor, dass Fliessgewässer nur verbaut 
oder korrigiert werden dürfen, wenn der Schutz von Menschen oder erheblichen Sachwerten 
es erfordert oder wenn durch die Verbauung oder Korrektur der Zustand eines bereits verbau-
ten oder korrigierten Gewässers im Sinne des Gewässerschutzgesetzes verbessert werden 
kann. Dabei muss der natürliche Verlauf des Gewässers möglichst beibehalten oder wieder-
hergestellt werden. 

Die Kantone sorgen für die Revitalisierung von Gewässern. Von diesem Grundsatz ausgenom-
men sind Massnahmen zum Schutz vor Hochwasser. Gewässer, Ufer und Werke des Hochwas-
serschutzes müssen so unterhalten werden, dass der vorhandene Hochwasserschutz, insbe-
sondere die Abflusskapazität, erhalten bleibt. 

Neue Bauten und Anlagen im Nahbereich von Gewässern und Uferverbauungen (auch Wuhren 
und Wehre) sowie der Umbau von bestehenden sind bewilligungs- bzw. genehmigungspflichtig. 
Der für die Ausführung des Bauvorhabens erforderliche Plan bedarf der Genehmigung durch 
das zuständige Departement. Für den Vollzug der gesetzlichen Vorschriften sind die Gemein-
den zuständig. 

Das kantonale Einführungsgesetz zum Gewässerschutzgesetz vom 7. Mai 1995 sieht zwar für 
die an Flüsse, Bäche oder Runsen anstossenden Grundeigentümer eine Wuhrpflicht vor. Dies 
heisst jedoch nicht, dass die Grundeigentümer neue Uferverbauungen erstellen oder bauliche 
Änderungen an bestehenden ausführen dürfen, weil ausdrücklich festgehalten ist, dass die 
Wuhrpflicht nur dann gilt, wenn nicht durch Rechtsgeschäft oder Spruch zuständiger Behörden 
etwas anderes festgesetzt ist. Die vom Bund erlassenen Vorschriften gehen den kantonalen 
vor. 

Bewilligungen und Ausnahmebewilligungen für Anlagen im Uferstreifen oder Gewässerraum 
können nur im Rahmen von Art. 41c der Gewässerschutzverordnung vom 28. Oktober 1998 
erteilt werden. 

Grundsätzlich sind Gewässer von Bauten und Anlagen freizuhalten und dürfen nicht überdeckt 
oder eingedolt werden. Bestehende Anlagen im Uferstreifen und im Gewässerraum sind in 
ihrem Bestand grundsätzlich geschützt, sofern sie rechtmässig erstellt wurden und bestim-
mungsgemäss nutzbar sind. Unter diese Besitzstandsgarantie fallen Unterhalts- und – sofern 
sie der Werterhaltung dienen – auch einfache Erneuerungsarbeiten. Umbauten, Erweiterungen 
oder Nutzungsänderungen sind nur gestattet, soweit das kantonale Recht oder Bundesrecht 
dies zulassen. 
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Gewässer und Gewässerraum müssen so gestaltet werden, dass sie einer vielfältigen Tier- und 
Pflanzenwelt als Lebensraum dienen können. Die Wechselwirkungen zwischen ober- und un-
terirdischem Gewässer müssen weitgehend erhalten bleiben, und eine standortgerechte 
Ufervegetation muss gedeihen können. 

Neue Anlagen sind nur zulässig, wenn sie standortgebunden sind (Fuss- und Wanderwege, 
Flusskraftwerke oder Brücken) oder deren Erstellung aufgrund ihres Bestimmungszwecks ei-
nen Standort im Gewässerraum erfordert (z. B. Hochwasserschutzmassnahmen). Ihnen dürfen 
aber auch keine überwiegenden Interessen entgegenstehen. 

Gewässer, Ufer und Werke des Hochwasserschutzes müssen so unterhalten werden, dass der 
vorhandene Hochwasserschutz, insbesondere die Abflusskapazität, erhalten bleibt. 

Geht von bestehenden Uferverbauungen und Vorrichtungen eine Gefährdung für die allge-
meine Sicherheit aus, so ist das Departement ermächtigt, verbindliche Weisungen über deren 
Beseitigung oder über die Anbringung sichernder Vorkehrungen zu erteilen. 

3.1.2 Fazit 

Aufgrund der geltenden gesetzlichen Grundlagen können folgende Schlüsse gezogen werden: 
1. Solange der Gewässerraum entlang von Gewässern nicht rechtskräftig festgelegt ist, gilt 

der übergangsrechtliche beidseitige Uferstreifen der bundesrechtlichen Gewässerschutz-
verordnung. 

2. Neue oder Änderungen an bestehenden Bauten und Anlagen sind nur dann zulässig bzw. 
bewilligungsfähig, wenn eine Bewilligung nach Art. 41c der Gewässerschutzverordnung 
möglich ist. 

3. Bestehende Anlagen im Uferstreifen und im Gewässerraum sind in ihrem Bestand grund-
sätzlich geschützt, sofern sie rechtmässig erstellt wurden und bestimmungsgemäss 
nutzbar sind  

4. Der kantonalrechtliche Gewässerabstand von 5 m kommt zur Anwendung, wenn er 
strenger ist als der Gewässerraum oder die Uferstreifen. Werden der Uferstreifen/Ge-
wässerraum und der Gewässerabstand unterschritten, sind zwei (Ausnahme-)Bewilligun-
gen zu erteilen. 

 

3.2 Entscheidungshilfe (Flussdiagramm) 
Es zeigt sich, dass zur Beurteilung einer Anlage bzw. eines Baugesuchs konkrete Fragen be-
antwortet und Punkte abgeklärt werden müssen, um eine einheitliche und v.a. nachvollzieh-
bare Anwendung der gesetzlichen Grundlagen zu ermöglichen. Zudem ist es sinnvoll, diese 
Punkte in einer bestimmten Reihenfolge zu klären, da sich je nach Antwort gewisse Fragen 
anschliessend erübrigen oder andere zu beantworten sind. 

Um diesen Entscheidungsprozess aufzuzeigen und zu verdeutlichen, sind Flussdiagramme ein 
geeignetes Mittel. 

Die erste zentrale Frage ist, ob es sich beim Gesuch um eine bereits bestehende oder eine 
neue Anlage handelt. Je nach Antwort unterscheiden sich die weiteren Abläufe. 

Im ersten Fall kann eine Entscheidung mit der Beantwortung der Fragen oder Abklärung der 
Punkte im "Basisdiagramm" gefällt werden. 

Im zweiten Fall sind andere Punkte ausschlaggebend. Der Übersichtlichkeit halber wurde dazu 
ein eigenes Flussdiagramm (Prozess "Neue Anlage") erstellt. 

Zudem zeigt sich, dass gewisse Fragen einer wasserbaulichen Beurteilung bedürfen. Auch die-
ser Weg wird in einem eigenen Flussdiagramm (Prozess "HWS-Gutachten") aufgezeigt. 

 

Im Folgenden sind die drei Diagramme in verkleinerter Form dargestellt.  
Deren Anwendung wird im separaten Dokument "Leitfaden" (Anhang 2) im Detail beschrieben. 
Zudem bilden sie vergrössert (Format A3) den Anhang 3 dieses Projektdossiers. 
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3.2.1 Diagramme (verkleinert) 

"Basisdiagramm" 

 

"Neue Anlage" 
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"Hochwasser-
schutzgutachten" 
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